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Sparprogramme sichern 
Jks soziale Gefüge 

**e Umfrage über die Einstellung der Bundesbürger 
s°zialpolitischen Maßnahmen 

Dalj/^giening Helmut Kohl hat unmittelbar nach ihrer Amtsüber- 
deSs 

e *m Oktober 1982 ein Dringlichkeitsprogramm vorgelegt, 
*eö  

n ^>ele unter anderem die Sanierung der öffentlichen Finan- 
^Ha* ^'e Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit waren. Einige 
forSc. 

e nach der Vorlage dieses Programms hat Infratest-Sozial- 
'""s dUn^ 'm auftrag des Bundesarbeitsministeriums die Einstel- 
$Ucu. ** Bundesbürger zu sozialpolitischen Maßnahmen unter- 
ere!  Xwischen dem 27. Dezember 1982 und dem 5. Februar 1983 
befr 

en dazu mehr als 4000 Deutsche im Alter von über 18 Jahren 
der fc^' ^'e Jetzt vorliegenden Ergebnisse zeigen, daß die Politik 
triff,  ndesregierung auf breite Unterstützung in der Bevölkerung 
Sc|Je ' jjjpfc Einstellung der Bundesbürger zu notwendigen politi- 
cherü ^ßnahmen zur Absicherung des Systems der sozialen Si- 
$chajvnS" ist durch eine erheblich gestiegene Einsparungsbereit- 
^Ser Un^ ^as A^zePtieren von neuen Konzepten zur Entlastung 

r Sozialversicherungen gekennzeichnet. 

*) D
Stün§seinschränkungen des Staates 

h p     'gene Lage wird überwiegend gut beurteilt. 
rtschaft ^er ^efra8ten abhängig Erwerbstätigen betrachten ihre eigene 

^über ,ts'a8e als gut bis sehr gut. Dies bedeutet einen leichten Anstieg ge- 
flem Ergebnis von ähnlichen Befragungen im vergangenen Jahr. 
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b) Fast alle meinen, jede Regierung müßte jetzt sparen. zü, 
86 Prozent der befragten abhängig Beschäftigten stimmen der Aussag „ 
daß „jede verantwortungsvolle Regierung den Anstieg der Soziallejs'0. 
begrenzen muß". 62 Prozent der Befragten sind der Überzeugung, daß ö ^ 
ziale Sicherung auch weiterhin gewährleistet werden kann, „wenn ap0zent) 
ger Ansprüche stellen". Und immer* noch mehr als die Hälfte (53 ^jLeft 
stimmt der Aussage zu, daß wir uns in Zukunft darauf beschränken tciv 
soziale Leistungen nur noch an die wirklich Bedürftigen zu geben. 

c) Auch über die Bereiche, in denen der Staat sparen soll, bestehen eind 
Vorstellungen. jßf 
Auf keinen Fall einschränken soll nach Meinung von etwa zwei Dritte .e 
Staat die Ausgaben für innere Sicherheit (65 Prozent). Diese Prozeß ^ 
sind etwa gleich hoch wie die Ergebnisse einer ähnlichen Umfrage, die „ 
1978 durchgeführt wurde. Nur noch 48 Prozent (1978: 76 Prozent) g1* 0 
dagegen, daß der Staat Sozialinvestitionen auf keinen Fall einschränke - 
fe; nur noch 44 Prozent (73 Prozent) denken dies von den Sozialleist . afi 
Die Beamtenbesoldung halten 13 Prozent (1978: 20 Prozent) für unanta 

Sehr kleine Minderheiten (15 Prozent bzw. 14 Prozent) halten es für a'cZ
t)Zw 

bei, die soziale Sicherung durch verstärkte Kreditaufnahme des Staate 
durch höhere Steuern zu finanzieren. -^ 
Bei den Sozialausgaben selbst steht die Alterssicherung besonders »*0-e|uif 
Kurs. 66 Prozent bzw. 62 Prozent halten die Aufwendungen für Alte/1 ^jjf. 
bzw. die Zuschüsse zur Rentenversicherung für unverzichtbar. Etwa J^-gnO» 
te sagen dies von den Zuschüssen zur Arbeitslosenunterstützung (44 Pr j^r 
dem Krankenhauswesen (48 Prozent) und den Kingergärten (53 Prozenr ^ 
28 Prozent gegenüber 40 Prozent im Jahre 1978 darf am Wohngeld n,r j,t$fl 
kürzt werden, für 38 Prozent (gegenüber ebenfalls 40 Prozent in 1978) r*1 j^- 
der 7b-Förderung des Eigenheimbaus. Sehr an Ansehen verloren hat d ^3 
FÖG, das 1978 noch 38 Prozent auf keinen Fall einschränken wollten» 
dagegen nur noch 20 Prozent. 

Arbeitsmarkt und Arbeitszeitpolitik 
a) Die Massenarbeitslosigkeit stellt das gravierendste Problem in unsere 
de dar. t fflf 
82 Prozent hielten zum Jahresbeginn 1983 den Abbau der Arbeitslosig^pf<r 
das wichtigste wirtschaftspolitische Ziel. Vor 2 Jahren waren es erst 
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t!?1 gewesen. Nur 14 Prozent halten die Preisstabilität für dringlicher, sogar 
(je 3 Dozent die weitere Steigerung von Lebensstandard und Einkommen 
9p

r Bevölkerung. 
aL r°zent der befragten Arbeitnehmer waren selbst als arbeitslos gemeldet, 
W p eitere 37 Prozent dachten sich Sorgen um ihren Arbeitsplatz. Zudem 
det ? 

fast jeder fünfte Nichterwerbstätige, der auch nicht als arbeitslos gemel- 
,st> gerne berufstätig, wenn sich eine geeignete Stelle für ihn fände. 

b) 7 
bei,      Bekämpfiing der Arbeitslosigkeit werden mehr Flexibilität im Arbeitsle- 
y   U|id bessere Investitionsbedingungen gewünscht. 
Ik11 den Bürgern wird die Eignung verschiedener Vorschläge zur Bekämp- 
WjJ ^er Arbeitslosigkeit sehr unterschiedlich beurteilt. Besonders positiv 
67 jj dle Möglichkeit eines früheren Eintritts in den Ruhestand betrachtet: 
K r°zent werten diese Maßnahme positiv, nur 12 Prozent negativ. 
4nf?

ßt Werden auch mehr Möglichkeiten zur Teilzeitarbeit und steuerliche 
%ü1Ze für Unternehmen, damit diese mehr investieren (jeweils 48 Prozent 
[y   r> 24 Prozent dagegen). 
Nür

8ewerkschaftlichen Vorschläge finden jedoch keinen großen Zuspruch. 
diirrK

3£ Prozent befürworten eine allgemeine Verkürzung der Arbeitszeit 
&hj Einführung der 35-Stunden-Woche. Für höhere Lohn- und Gehaltsstei- 
*emngen' »damit die Leute mehr kaufen können", sprechen sich nur B.Pro- 
SmUS' während diese Maßnahme 65 Prozent für unwirksam halten. Liber- 
ty^1. Werfen 64 Prozent den Gewerkschaften vor, sie würden nicht alles Not- 
sie wlge un<* Mögliche zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit unternehmen; 

erden damit mehr kritisiert als die Bundesregierung. 

C) fc. 

'Wft A 8r°ße Zahl von Arbeitnehmern lst bereit' früher in Rente zu gehen oder 
9s p ^r*>eitsplatz teilen zu lassen. 
e'neuZent der beschäftigten Arbeiter und Angestellten würden grundsätzlich 
re n ^.erabsetzung der flexiblen Altersgrenze auf 60 Jahre begrüßen. Dies wä- 
^rm •icn mit Kosten verbunden. Würde man den Rentnern die Kosten in 
*URs eines Abschlages von 7 Prozent pro Jahr ihres vorverlegten Rentenbe- 
,5 auferlegen, so würden dies immerhin noch 48 Prozent begrüßen. Bedenkt 
freiunpn' daß die Einführung des vorgezogenen Ruhestandes sowieso nur als 
an JV^ges Angebot gedacht ist, so heißt das, daß jeder zweite Arbeitnehmer 
tere "lern solchen Angebot mit versicherungsmathematischen Abschlägen in- 

nert wäre. 
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Das Modell der Tarifrente, bei dem die Kosten für den vorzeitigen Rühesta 
zum Teil von den Arbeitsämtern, zum Teil von den übrigen Arbeitnem*1 

durch Lohnverzicht aufgebracht werden müßten, wird von 59 Prozent t>eI 

wortet und von 40 Prozent der abhängig Erwerbstätigen abgelehnt. Ein?fL- 
ße Zahl von Arbeitnehmern wäre also bereit, zur Verwirklichung der Tafl»r 

te auf Teile ihrer Lohnerhöhungen zu verzichten. 

47 Prozent der Vollzeitbeschäftigten halten den eigenen Arbeitsplatz für PJL 
zipiell teilbar; die Hälfte davon meint, daß dies problemlos möglich **< 
Mehr als jeder fünfte von denen, die ihren Arbeitsplatz für teilbar halten». , 
re auch persönlich an einer Arbeitplatzteilung interessiert. Knapp zwei Pn 
von diesen Arbeitnehmern sind Frauen. Besonders junge Menschen wü/rafl 
gern wesentlich weniger arbeiten, denn etwas mehr als die Hälfte der da 
Interessierten ist noch keine 30 Jahre alt. 
Auf Ablehnung stößt dagegen auch hier wieder die Einführung einer 35-St^ 
den-Woche.  Diese Arbeitszeitverkürzung mit entsprechender Verringeru

b. 
der Löhne und Gehälter wird von 60 Prozent der abhängig Erwerbstätige0 

gelehnt. 

Alterssicherung 
a) Die Bundesbürger sind fast alle der Meinung (zu 92 Prozent), daß eS 

Rentnern einigermaßen gut geht. 
Allerdings glauben nur 48 Prozent, daß sich die Lage der Rentner in ^".fil- 
menden Jahren verbessern oder auf dem gleichen Stand bleiben wird; <*,e g 
dere Hälfte der Bundesbürger (51 Prozent) befürchten eine Verschlechtert 

Die einzelnen Altersversorgungssysteme werden sehr Unterschiedlich ein& 
schätzt. 75 Prozent sind der Meinung, daß die Beamten die beste Altersve? 
gung haben, 72 Prozent, daß die Arbeitnehmer in der privaten Wirtschaft u 
die schlechteste Altersversorgung verfügen. 

b) Die „Überversorgung" wird abgelehnt. 5 

Infolge des Zusammentreffens einer Rente mit Zusatzversorgungen kom/^er, 
vor, daß Rentner netto mehr Geld erhalten als wie zuvor als Arbeitnenn ^ 
Diese Uberversorgung sollte nach Ansicht von 61 Prozent der Befragten n 
zulässig sein. Auffallend dabei ist, daß sie in besonders hohem Maße von j 
Arbeitern und Angestellten des öffentlichen Dienstes (mit 63 Prozent) n.^ 
den Beamten (mit 72 Prozent) abgelehnt wird, obwohl diese Gruppe" 
Durchschnitt über die beste Altersversorgung verfügen. 
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C)   fr. 

bet) .   Erhöhung der Rentenversicherungsbeiträge wird abgelehnt. 
^chen    rageteilnehmern wurden fünf Maßnahmen vorgeschlagen, die zur 
Jürej_n8 der Rentenfinanzen dienen können. Mehrheitlich abgelehnt wurde 

n§ (j6 davon: 23 Prozent sprachen sich für, aber 40 Prozent gegen die Anhe- 
v (jj  ^r SozialversicherufTgsbeiträge aus. Dagegen stießen 

gü ^Jnftihrung von Beitragszahlungen der Beamten für ihre Altersversor- 
x ein 

Prozent zu 15 Prozent), 
^e:    starkere Besteuerung der höheren Renten (61 Prozent zu 20 Prozent), 

2e   
angsameres Ansteigen der Renten als bisher (51 Prozent zu 21 Pro- 

ving y, 
deilti. ^nninderung der Beamtenpensionen (50 Prozent zu 24 Prozent) auf 
^jäh Zustimmung. Sogar bei den eigentlich Betroffenen, den über 
ge|e, r,gen, wurde ein verlangsamter Rentenanstieg nur von 27 Prozent ab- 

^^ndheitswesen 
°1licu n"'eter von Gesundheitsleistungen sind für die hohen Kosten verant- 

i    jst H 
? ^^u^AuT^Q^nis der ^ra8e nacn ^en Gründen für die Kostensteigerungen 
J1 der A 

ndne»tswesen. Fast drei Viertel der Befragten (71 Prozent) erklärten 
°rare n

U^Sa8e' daß die Ärzte und Zahnärzte für ihre Leistungen zu hohe Ho- 
f°ße Qehmen: „Trifft voll zu". Für 64 Prozent macht die Pharmaindustrie zu 

ndlun
eTnne und fur 62 Prozent wird der Patient zu wenig über die Be- 

An(je    hosten informiert. 

h ^en n rsa.pnen wurden weit seltener genannt. So lagen die Kostensteige- 
,°hen A 'Ur 31 Prozent in unwirksamen Arzneimitteln, für 24 Prozent in zu 
(j^r^ nsPrüchen der Patienten, für 23 Prozent in zu großzügiger techni- 
^er de

Sslatt.ung der Krankenhäuser und für 13 Prozent in zu langer Verweil- 
b) *.      r Patienten im Krankenhaus begründet. 

K*US.      
at,enten möchten besser informiert werden und seltener ins Kranken- 

re   über <?• ^er Gefragten halten den Vorschlag, daß die Patienten grundsätz- 
cWt f-,e hosten informiert werden, die der Arzt bei einer Behandlung be- 

Ur gut; nur 7 Prozent bezeichneten ihn als schlecht. Es besteht also 
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der dringende Wunsch nach mehr Transparenz bei den durch ärzu 
handlung entstehenden Kosten. ... efe 
Vor die Wahl gestellt, Leistungskürzungen in Kauf zu nehmen oder      fßf 
Beiträge zur Krankenversicherung zu zahlen, entschieden sich 58 Pr° ^\)c' 
die Reduzierung von Leistungen. Auch hier zeigt sich, daß die Bürger      pej< 
reit sind, von bisher gewohnten Ansprüchen abzurücken, als noch hon 
träge zahlen zu müssen. zu 
Die Patienten sind aber auch bereit, selbst Beiträge zur Kostendärnp     ab- 
leisten. Falls es die Möglichkeit gibt, eine Erkrankung anstatt wie n ^ pro- 
lich im Krankenhaus auch zu Hause behandeln zu lassen, würden sien     ^ 
zent für die häusliche Behandlung entscheiden. Dadurch könnten die 
für viele Krankenhausaufenthalte eingespart werden. 

Fazit ep0si. 
Nach wie vor beurteilen die meisten Menschen ihre wirtschaftliche Lag^e- 
tiv. Fast alle wissen, daß die Finanzkraft des Staates und der Sozial u6re> 
rungen aber beschränkt ist. Große Teile der Bevölkerung scheinen en ^. yej' 
zu sein, auf gewohnte Ansprüche zu verzichten und Einschränkung^11 ^»' 
Sicherungsleistungen hinzunehmen, als noch höhere Beiträge zu den ^ ^- 
Versicherungen zahlen zu müssen. Kürzungen im Sozialsystem werde jalc" 
sentlich stärkerem Maße als früher für vertretbar gehalten, um die 
Leistungen auf die wirklich Bedürftigen konzentrieren zu können. ^ 
Insbesondere die Sicherung der Rentenfinanzen ist ein dringliches     ^M 
zu dem alle Gruppen der Bevölkerung beitragen müssen. Eine gr°'     j, d> 
heit ist der Meinung, daß sowohl die Renten langsamer steigen a'sbaüt ^ 
Privilegien in der Altersversorgung des öffentlichen Dienstes abgef 
den sollen. .      ^ 
Für die hohen Kosten im Gesundheitswesen werden vor allem A      gjfr 
Pharmaindustrie verantwortlich gemacht; die Patienten wünschen m 
blick in die Abrechnungen. ^ 
Im Vordergrund aber steht die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Viele ^„t 
nehmer sind bereit, ihren Arbeitsplatz teilen zu lassen oder frühzeitig ^f 
zu gehen, auch wenn dies für sie finanzielle Einbußen mit sich ^rin^ant^. 
gen wird eine Reduzierung der Wochenarbeitszeit abgelehnt. Alle V6 ^fl- 
uchen Institutionen und Verbände haben nach Meinung der Bevölke 

her zu wenig zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit unternommen. 
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•nim „Jugendarbeitslosigkeit44 

(L p^f einer Beschlußvorlage für den 31. Bundesparteitag 
verab     -am 25/26- ^ai 1983 in Köln> uedet vom Bundesvorstand am 25. April 1983 in Bonn 

Di 
e H    k?mPfung der Arbeitslosigkeit ist die vordringlichste politische Auf- 

&n und
e? ^es Parteitages zum Problem der Jugendarbeitslosigkeit auszuwer- 

S°H dp   *0nkrete Lösungsmöglichkeiten zu erarbeiten. Das Arbeitsergebnis 

s?hafts
er Gegenwart. Millionen-Arbeitslosigkeit bedeutet eine schwere Wirt- 

es A JJn5* finanzpolitische Belastung. Für " 
% •       itsP'atzes ein schweres Schicksal. 
le ^L^slgkeit trifft junge Menschen besonders schwer. Von vornherein kei- 
Uben 

u °der keinen Ausbildungsplatz zu finden: Das kann für ein ganzes 
Das " 

mutlos machen. 
\t\n a?, em der Jugendarbeitslosigkeit wird nur bewältigt werden können, 
r^it sinij   SeseHschaftlichen Gruppen zu einer gemeinsamen Anstrengung be- 

^ss;n    Undesparteitag beauftragt die Zukunftskommission Jugend, die Dis- 
tgj.   uHen Hat- n~_*._s* r»__i_i j__ i 1„_i ;*„i —:—1,^.:* -»..^-.....— 

3, 
lie 
eW   2 I    K  ~"V" ""5°   uiivuauiivii  ioi,   Hiu  uiv  i/^w« Mwvw*v»v  ^w6w..^v..^^.vo.v^o.& 

neuen   beseitigen. Investitionen und Innovationen sind der Schlüssel zu 
^rteie" •  tsPlätzen. D'e scnon nacn kurzer Regierungstätigkeit der Unions- 
Schlag n s'chtbar gewordenen Erfolge bestärken uns darin, an dem einge- 
\ieHrnn wirtscnaftsP°litiscnen Kurs festzuhalten. Kern dieser Politik ist 
^ach jeÜerung. ^er Sozialen Marktwirtschaft unter veränderten Bedingungen. 
1-aatsy     en emer stet'8 wachsenden Staatsquote und einer immer höheren 

l> t^rKC^U^un8 setzen wir au^ Eigenverantwortung, Wettbewerb, Flexibi- 
JchaftSn

C ,??logischen  Fortschritt und  Sparsamkeit.  Vorrang in  der Wirt- 
u r Itiv    • ^ mu^ ^e Förderung der Leistungsbereitschaft aller Bürger und 
^irtsCn ^^'pnsfähigkeit aller Unternehmen  haben.   Eine  funktionierende 

'k De     
W'rc* ^'e Tatkraft gerade der jungen Menschen in der Bundesrepu- 

utschland dringend brauchen. 

"de        • Kieie LOSungsmogiicnKeuen zu eraroeuen. uns ^rueiuscigeoru:» 
aUsScin Gliederungen der Partei zur Diskussion vorgelegt und vom Bundes- 

U|i beschlossen werden. 
», rj- 
•chen V^U ist davon überzeugt, daß eine konsequente Politik des wirtschaft- -he 
^eit >.., JJ^chwungs unerläßlich ist, um die bedrückende Jugendarbeitslosig- 
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Außer der Politik für den wirtschaftlichen Aufschwung müssen zusai^   f. 
Maßnahmen ergriffen werden. Ein Programm zur Bekämpfung der Juge 

beitslosigkeit muß z.B. folgende Fragen beantworten: g. 
• Wie können Bildungs- und Beschäftigungssystem besser aufeinander a^ 
stimmt werden? Welche berufsqualifizierenden Maßnahmen sind notw ^ 
angesichts des hohen Anteils arbeitsloser Jugendlicher ohne Bildungs' 
Ausbildungsabschluß? j, 
• Welche Konsequenzen sind aus der drohenden Akademikerarbeitslos^.^ 
zu ziehen? Sind höherqualifizierende Ausbildungsgänge ein Wert an s. 
auch wenn z. B. akademisch ausgebildete junge Menschen keinen 'h^^ef 
bildung entsprechenden Arbeitsplatz finden? Ist die Förderung akadem1.t 
Ausbildung dann noch zu vertreten, wenn abzusehen ist, daß es für J 
Akademiker keine Beschäftigungsmöglichkeiten geben wird? .:|. 
• Welche Möglichkeiten ergeben sich bei der Berufsberatung, der A p 
dungs- und Arbeitsplatzvermittlung? Wie können die Instrumente de öf- 
beitsförderungspolitik besser eingesetzt werden? Welche Angebote könn 
fentlicher Dienst und Bundeswehr machen? t 

• Kann die vorhandene Arbeit so verteilt werden, daß dadurch me^Jieit5' 
Menschen eine Chance auf dem Arbeitsmarkt haben? Wie können A\jeii; 
Zeitverkürzung, Teilzeitarbeit und Arbeitsplatzteilung so verwirklicht w ben'' 
daß sich neue Beschäftigungsmöglichkeiten für junge Menschen eTKt\fl{ 

Kann der Mangel an Arbeit behoben werden, indem die Kosten der 
verringert werden? . 5, 
• Brauchen wir ein neues Verständnis von Arbeit, so daß nicht nur Er .$ 
arbeit, sondern auch andere Tätigkeiten, z. B. in der Familie und in s° ß $ 
Diensten, als Arbeit anerkannt werden? Wie kann erreicht werden, da ^ 
Aufgaben der Entwicklungshilfe, des Umweltschutzes, der Rohstoff' ^ 
Energieversorgung und der sozialen Dienste für die Beschäftigung J 
Menschen genutzt werden können? jeü 
• Welche Chancen und Risiken sind von der Einführung neuer Techno     $ 
im Hinblick auf die Ausbildung und die Beschäftigungsmöglichkeiten J ^ 
Menschen zu erwarten? Welche Konsequenzen ergeben sich für die B11 

Politik? ß 

• Welchen Beitrag kann die Europäische Gemeinschaft zur Bekämpf11 

Jugendarbeitslosigkeit leisten? 

no'1'1' 
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